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Königlichen Preußiſchen ۰ 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


۷ 29. 


(Nr. 162.) Poſtvertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde, Bayern, Württemberg und 
Baden einerſeits und der Schweiz andererſeits. Vom 11. April 1868. 


Sin Majeſtät der König von Preußen, im Namen des Norddeutſchen Bundes, 
Seine Majeſtät der König von Bayern, Seine Majeſtät der König von Württem⸗ 
berg und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden einerſeits, und der 
Bundesrath der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft andererſeits, von dem Wunſche 
geleitet, eine den dermaligen Verhältniſſen entſprechende Regelung und Erleichterung 
des gegenſeitigen Poſtverkehrs herbeizuführen, haben den Abſchluß eines Poſtvertrages 
beſchloſſen und für dieſen Zweck zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren General⸗Poſtdirektor Richard von Philips born 
und 


Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Poſtrath Heinrich Stephan; 


Seine Majeſtät der König von Bayern: 
Allerhöchſtihren Generaldirektionsrath Joſeph Baumann; 


Seine Majeſtät der König von Württemberg: 


Allerhöchſtihren Kammerherrn, außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter an dem Königlich Preußiſchen Hofe, Ge 
heimen Legationsrath Freiherrn Carl von Spitzemberg 


und 
Allerhöchſtihren Poſtrath Auguſt Hofacker; 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 69 Sei. 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Auguſt ۰ 


Austausch 
der Poſtſendun⸗ 
gen. 


Ueberführung 

ber ۶ 

porte auf den 
Grenzen. 
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Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
Allerhöchſtihren Poſtaſſeſſor Friedrich Heß; 


und 


der Bundesrath der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft: 
den Nationalrath Dr. Joachim Heer, 


welche auf Grund ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten ſich 
über die nachſtehenden Artikel geeinigt haben. 


Artikel 1. 


Zwiſchen dem Gebiete des Norddeutſchen Bundes und von Bayern, Württem⸗ 
berg und Baden einerſeits, und dem Gebiete der Schweiz andererſeits ſoll durch 
Vermittelung der beiderſeitigen Poſtanſtalten ein geregelter Austauſch der im gegen⸗ 
feitigen unmittelbaren, wie im Durchgangsverkehr vorkommenden Briefpoſt⸗ und 
Fahrpoſtſendungen ſtattfinden. 

Die Verwaltungen machen ſich verbindlich, für möglichſt ſchleunige Beför⸗ 
derung der ihnen zugeführten Briefpoſt⸗ und Fahrpoſtſendungen Sorge zu tragen; 
insbeſondere ſollen für Beförderung der Briefpoſtſendungen jederzeit die ſchnellſten 
vorhandenen Routen benutzt werden. 

Bietet die Beförderung auf verſchiedenen Routen gleiche Beſchleunigung dar, 
fo ift die Beſtimmung des zu benutzenden Weges der freien Wahl der abſendenden Poſt⸗ 
verwaltung überlaſſen. Immerhin ſollen bei gleicher Beſchleunigung Die Rorvefpone 
denzen aus der Schweiz nach den Grenzgebieten in direkten Kartenſchlüſſen an die 
Verwaltung des Beſtimmungslandes ausgeliefert werden. 

Welche Poſtanſtalten und Eiſenbahn⸗Poſtbüreaus Behufs des geregelten ۰ 
tauſches der Sendungen in direkte Brief, oder Frachtkartenſchluß⸗Verbindung zu ſetzen 
find, bleibt der Verſtändigung der Poſtverwaltungen, zwiſchen welchen der Austauſch 
der Kartenſchlüſſe ſtattfinden ſoll, vorbehalten. 

Für den Fall, daß ein Austauſch von Briefpoſt⸗Kartenſchlüſſen zwiſchen 
Deutſchen und Schweizeriſchen Poſtanſtalten auf dem Wege durch Frankreich erfolgen 
ſollte, werden die Koſten des Tranſits durch das Franzöſiſche Gebiet von der be⸗ 
treffenden Deutſchen Poſtverwaltung und der Schweizeriſchen Poſtverwaltung zu 
gleichen Theilen getragen werden. 


Artikel 2. 


Blei den Verabredungen, welche hinſichtlich der Beförderung der Poſttransporte 
auf den Grenzſtrecken zu treffen find, fol im Allgemeinen von dem Grundſatze aus- 
gegangen werden, daß jeder Theil für die Ueberführung der Poſtſendungen aus [tie 
nem Gebiete bis zur gegenüberliegenden Grenz-Poſtſtation des benachbarten Gebiets 
zu ſorgen hat. 

Die Herſtellung der zu dieſem Behufe erforderlichen Poſtkurſe und die Re- 
ge⸗ 
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gelung der Spezialverhältniſſe auf den einzelnen Kurſen, ſowie die Benutzung der 
Eiſenbahn⸗ und Dampfſchiffverbindungen an der Grenze zur gegenſeitigen Ueber, 
lieferung der Poſttransporte, bleibt — ſoweit in dieſer Beziehung nicht beſondere 
Staatsverträge beſtehen — der Verſtändigung zwiſchen den betheiligten Deutſchen 
Grenz⸗Poſtverwaltungen und der Schweizeriſchen Postverwaltung überlaſſen. 


Artikel 3. 


In Bezug auf die äußere Beſchaffenheit und Behandlung der Poſtſendungen Urufere 
bei der Auf und Abgabe und bei der Weiterſpedition gelten die zwiſchen den beider⸗ Befünfienget 
ſeitigen Poſtverwaltungen zu verabredenden Reglements und Ausführungsbeſtim- lung nee 
mungen, beziehungsweiſe die Feſtſetzungen der Verträge mit dritten Staaten oder ſendungen. 
Transport Unternehmungen. 

Soweit in dieſen Reglements ꝛc. beſondere Beſtimmungen nicht getroffen find, 
finden die für den inneren Verkehr der Hohen vertragſchließenden Theile beſtehenden 
Vorſchriften Anwendung. 


Artikel 4. 

Zur Briefpoſt gehören: Brieſpoſt⸗ 
die gewöhnlichen und rekommandirten Briefe, 
Druckſachen, 

Waarenproben und Muſter, 
Poſtanweiſungen, 


Zeitungen und Zeitſchriften. 


Das Gewicht der Briefe, Druckſachen und Waarenproben darf ein halbes 
Pfund = 250 Grammen im Einzelnen nicht überſchreiten. 


Artikel 5. 


Das Porto für die Briefe zwiſchen dem Gebiete des Norddeutſchen Bundes, Briefporto. 
Bayern, Württemberg und Baden einerſeits, und der Schweiz andererſeits ſoll 
betragen: 

1) für den einfachen frankirten Brief 2 Silbergroſchen oder 7 Kreuzer 
Südd. Währ. oder 25 Rappen, 

2) für den einfachen unfrankirten Brief 4 Silbergroſchen oder 14 Kreuzer 
Südd. Währ. oder 50 Rappen. 

Zur Erleichterung des Grenzverkehrs wird das Porto zwiſchen allen ۰ 
jenigen Deutſchen und Schweizeriſchen Poſtorten, welche in gerader Linie nicht mehr 
als ۲ phi Meilen = 523 Kilometer von einander entfernt find, feſtgeſetzt 
wie folgt: 

a) für den einfachen frankirten Brief 3 Kreuzer Südd. Währ. beziehungs- 
weiſe 10 Rappen, 
69. b) für 


0 


Er 


b) für den einfachen unfrankirten Brief 7 Kreuzer Südd. Währ. beziehungs. 
weiſe 20 Rappen. 


Die Feſtſtellung derjenigen Poſtorte, welche innerhalb des Grenzrayons von 
7 Meilen belegen ſind, erfolgt im Wege der Verſtändigung zwiſchen den einzelnen 
betheiligten Poſtverwaltungen. 

Als ein einfacher Brief iſt ein folder anzuſehen, deſſen Gewicht 1 Loth be- 
ziehungsweiſe 15 Grammen nicht überſchreitet. Alle ſchwereren Briefe bis zu dem 
zuläſſigen Maximalgewicht von einem halben Pfunde unterliegen ohne weitere ۰ 
ſtufung dem doppelten Betrage des nach den obigen Normen für den einfachen Brief 
in Anwendung kommenden Portos. 


Artikel 6. 


Das Porto für Druckſachen zwiſchen dem Gebiete des Norddeutſchen Bundes, 
Bayern, Württemberg und Baden einerſeits, und der Schweiz andererſeits fol 
betragen: 3 Silbergroſchen, oder 2 Kreuzer Südd. Währ., oder 5 Rappen für je 
22 Loth beziehungsweiſe 40 Grammen, oder einen Bruchtheil davon. 

Innerhalb des im Artikel 5. feſtgeſetzten Grenzrayons ſoll das Porto für 
Druckſachen nach der Schweiz 1 Kreuzer Südd. Währ. für je 22 Loth und aus 
der Schweiz 2 Rappen für je 40 Grammen betragen. 

Die Sendungen müſſen frankirt werden. 

Zur Verſendung als »Druckſache« gegen die obige ermäßigte Taxe werden 
zugelaſſen: alle gedruckten, lithographirten, metallographirten, photographirten, oder 
ſonſt auf mechaniſchem Wege hergeſtellten, nach ihrem Format und ihrer ſonſtigen 
Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt geeigneten Gegenſtände. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind die mittelſt der Kopirmaſchine oder mittelſt Durchdrucks her⸗ 
geſtellten Schriftſtücke. 

Die Sendungen müſſen offen und zwar entweder unter ſchmalem Streif oder 
Kreuzband, oder in einfacher Art zuſammengefaltet eingeliefert werden. Dieſelben 
können auch aus offenen Karten beſtehen. 

Außer der Adreſſe des Empfängers dürfen die Unterſchrift des Abfenders, 
Ort und Datum handſchriftlich hinzugefügt werden. 

Bei Preiscouranten, Kurszetteln und Handels ⸗Circularen iſt außerdem die 
handſchriftliche Eintragung oder Abänderung der Preiſe, ſowie des Namens des 
Reiſenden geſtattet. 

Anſtriche am Rande zu dem Zwecke, die Aufmerkſamkeit des Leſers auf eine 
beſtimmte Stelle hinzulenken, ſind zuläſſig. 

۱ Den Korrekturbogen können Aenderungen und Zuſätze, welche die Korrektur, 
die Ausſtattung und den Druck betreffen, hinzugefügt, auch kann denſelben das 
Manuſeript beigelegt werden. Die bei Korrekturbogen erlaubten Zuſätze können in 
Ermangelung des Raumes auch auf beſonderen, den Korrekturbogen beigefügten 
Zetteln angebracht ſein. 

Im Uebrigen dürfen bei den gegen das ermäßigte Porto zu verſendenden 

Ge⸗ 
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Gegenſtänden nach ihrer Fertigung durch Druck u. f. w. irgend welche Zuſätze 
oder Aenderungen am Inhalte, fei es durch handſchriftliche oder ſonſtige Vermerke 
oder Zeichen, nicht angebracht ſein. 

Druckſachen, welche unfrankirt oder unzureichend frankirt zur Abſendung ge⸗ 
langen, oder welche den ſonſtigen für ſie geltenden Bedingungen nicht entſprechen, 
werden wie unfrankirte Briefe behandelt und taxirt, jedoch unter Anrechnung des 
Werths der etwa verwendeten Freimarken. 


a Artikel 7. 


Hinſichtlich des Portos für Waarenproben follen die nämlichen Beſtimmungen Waarenproben 
maßgebend ſein, wie ſolche im Artikel 6. bezüglich der Druckſachen getroffen ſind. 

Dies gilt auch für diejenigen Fälle, in welchen die Warenproben mit Drud- 
ſachen zuſammengepackt werden. 

Die Sendungen müſſen frankirt werden. 

Zur Verſendung gegen die ermäßigte Taxe werden nur wirkliche Waaren- 
proben und Muſter zugelaſſen, die an ſich keinen eigenen Kaufwerth haben und zur 
Beförderung mit der Briefpoſt überhaupt geeignet ſind. Sie müſſen unter Band 
gelegt, oder anderweit, z. B. in zugebundenen, aber nicht verſiegelten Säckchen, 
dergeſtalt verpackt ſein, daß der Inhalt als in Waarenproben beſtehend leicht 
erkannt werden kann. 

Ein Brief darf dieſen Sendungen nicht beigefügt fein; auch dürfen die, 
ſelben keine anderen handſchriftlichen Vermerke tragen, als die Adreſſe des Em— 
pfängers, den Namen oder die Firma des Abſenders, die Fabrik- oder Handels- 
zeichen, einſchließlich der näheren Bezeichnung der Waare, die Nummern und 
die Preiſe. 

Waarenproben, welche unfrankirt, oder unzureichend frankirt zur Abſendung 
gelangen, oder welche den ſonſtigen für ſie geltenden Bedingungen nicht entſprechen, 
werden wie unfrankirte Briefe behandelt und taxirt, jedoch unter Anrechnung des 
Werthes der etwa verwendeten Freimarken. 


Artikel 8. 


Es iſt geſtattet, Briefe, Druckſachen und Waarenproben unter Rekommanda. Retomman⸗ 
tion abzuſenden. dation. 

Für dieſelben iſt vom Abſender das gewöhnliche Porto der frankirten Brief, 
poſtſendungen gleicher Gattung und außerdem eine Rekommandationsgebühr von 
2 Silbergroſchen oder 7 Kreuzern Südd. Währ. oder 25 Rappen im Voraus zu 
entrichten. ۱ ۱ 
Der Abſender kann durch Vermerk auf der Adreſſe das Verlangen ausdrücken, 
daß ihm eine Empfangsbeſcheinigung des Adreſſaten — Rückſchein — zugeſtellt 
werde. Für die Beſchaffung des Rückſcheins iſt bei der Auflieferung des Briefes 
u. f. w. eine weitere Gebühr von 2 Silbergroſchen oder 7 Kreuzern Gibb. Währ. 
oder 25 Rappen zu entrichten. 

Geht 
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Geht eine rekommandirte Briefpoſtſendung verloren, fo fol die Poſtverwal⸗ 
tung des Aufgabegebiets verpflichtet fein, dem Abſender, ſobald der Verluſt feſt⸗ 
geſtellt ift, eine Entſchädigung von 14 Thalern des Dreißigthalerfußes beziehungs⸗ 
weiſe von 243 Gulden Südd. Währ., oder von 50 Franken zu leiſten, vorbehaltlich 
des Rückgriffs auf diejenige Poſtverwaltung, in deren Bereich der Verluſt erweis— 
lich ſtattgefunden hat. 

Der Anſpruch auf Erſatz muß innerhalb ſechs Monate, vom Tage der Auf- 
gabe der Briefpoſtſendung an gerechnet, erhoben werden, widrigenfalls die Ente 
ſchädigungsverbindlichkeit der Poſtverwaltungen erliſcht. Die Verjährung wird 
durch Anbringung der Reklamation bei der Poſtbehörde des Aufgabegebiets unter- 
brochen. Ergeht hierauf eine abſchlägige Beſcheidung, ſo beginnt vom Empfange 
derſelben eine neue Verjährungsfriſt von ſechs Monaten, welche durch eine Re⸗ 
klamation gegen jenen Beſcheid nicht unterbrochen wird. 

Für die durch Krieg, durch unabwendbare Folgen von Naturereigniſſen oder 
durch die natürliche Beſchaffenheit der Sendung herbeigeführten Verluſte wird ein 
Erſatz nicht gewährt. 

Ein Erſatzanſpruch für nicht rekommandirte Briefpoſtſendungen kann 
gegen die Poſtverwaltungen nicht erhoben werden. 


Artikel 9. 


Poſt Die Poſtverwaltungen der hohen vertragſchließenden Theile ſind ermächtigt, 
auweiſungen. in unmittelbaren Verkehr das Verfahren der Vermittelung von Zahlungen im Wege 
der Poſtanweiſung unter Veobachtung der nachſtehenden Normen anzuwenden. 

Der Betrag einer einzelnen Poſtanweiſung darf 50 Thaler oder 873 Gul- 
den Südd. Währ. Nominalwerth, wenn die Auszahlung in den Deutſchen Poft- 
bezirken erfolgen ſoll, und 1873 Franken Nominalwerth, wenn die Auszahlung in 
der Schweiz erfolgen ſell, nicht überſteigen. 

Die Gebühr wird feſtgeſetzt, wie folgt: 

a) für Beträge bis 25 Thaler oder 43% Gulden Südd. Währ. oder 93% Fran. 
ken: 4 Silbergroſchen oder 14 Kreuzer Südd. Währ. oder 50 Rappen, 

b) für größere Beträge bis zum zuläſſigen Maximum: 6 Silbergroſchen oder 
21 Kreuzer Südd. Währ. oder 75 Rappen. 

Im Grenzrayon⸗Verkehr (Artikel 5.) iſt die Gebühr für Summen bis 43% Gul. 
den Südd. Währ., welche in den Deutſchen Poſtbezirken, beziehungsweiſe für Sum- 
men bis 93% Franken, welche in der Schweiz auszuzahlen find, auf 7 Kreuzer Südd. 
Währ. oder 25 Rappen, für größere Beträge bis zum zuläſſigen Maximum auf 

14 Kreuzer Südd. Währ. oder 50 Rappen ermäßigt. 

Die Gebühr iſt von dem Abſender der Poſtanweiſung zu entrichten. 

Der an dem Poſtanweiſungs⸗FJormular befindliche Coupon kann vom Abſender 
mit ſchriftlichen Mittheilungen jeder Art verſehen werden, ohne daß eine weitere 
Erhebung ſtattfindet. ۱ 

Für 
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Für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge wird in demſelben Umfange 
Garantie geleiſtet, wie für Sendungen mit Werthsdeklaration (Artikel 22.). 


Artikel 10. 


Briefpoſtgegenſtände, auf deren Adreſſe der Abſender das ſchriftliche Bers Eye 
langen ausgedrückt hat, daß fie durch einen Expreſſen zu beſtellen find, müſſen von beſtellung. 
den Poſtanſtalten ſogleich nach der Ankunft dem Adreſſaten durch einen beſonderen 
Boten zugeſtellt werden. 

Eine Rekommandation der Expreßſendungen iſt nicht erforderlich. 

Für Expreß⸗Briefpoſtſendungen nach dem Or ts Beſtellbezirk der Beſtimmungs⸗ 
poſtanſtalt iſt die Erpreß⸗ Beſtellgebühr nach dem Satze von 22 Silbergroſchen, 
oder 9 Kreuzern Süddeutſcher Währung, beziehungsweiſe von 30 Rappen zu erheben. 

Die Entrichtung dieſer Gebühr kann vom Abſender erfolgen oder dem Adreſſaten 
überlaſſen werden. 

Für Expreß⸗Briefpoſtſendungen nach dem Land Beſtellbezirk gilt als Regel, 
daß die Expreß⸗Beſtellgebühr von dem Adreſſaten zu entrichten iſt, und zwar in dem 
Betrage, welcher dem Boten für die Ausführung der Expreßbeſtellung nach dem 
ortsüblichen Satze vergütet wird. 

Inſofern der Expreßbote Geldbeträge zu Poſtanweiſungen mit zu überbringen 
hat, ſoll die Expreßgebühr das Doppelte des Satzes für die Expreßbeſtellung Ge’ 
wöhnlicher Briefpoſtſendungen betragen. 

Die Expreßgebühr wird ſtets von der Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts 
bezogen. War dieſelbe nicht vorausbezahlt, ſo darf ſie im Falle der Unbeſtellbarkeit 
an den Aufgabeort zurückgerechnet werden. 


Artikel 11. 


Zur Frankirung der Briefpoſtſendungen können die im Urfprungslande An. Poſtfreimarken. 
wendung findenden Poſtfreimarken benutzt werden. Bei Verwendung von Franko⸗ 
Couverts ſind die Feſtſetzungen der betreffenden Poſtverwaltung Banshee 

Auf die mit Freimarken oder Franko⸗Couverts unzureichend frankirten Brief’ 
poſtſendungen kommt die Taxe für unfrankirte Briefe zur Anwendung, jedoch unter 
Anrechnung des Werthes der verwendeten Freimarken oder Couvertſtempel. 

Die Verweigerung der Nachzahlung des Portos gilt für eine Verweigerung 
der Annahme der Sendung. 

Der Betrag der verwendeten Marken bei unzureichend frankirten Briefpoft- 
ſendungen wird derjenigen Verwaltung, an welche die Ueberlieferung der Sendung 
erfolgt, in Vergütung geſtellt, unter gleichzeitiger Anrechnung des Portobetrages, 
welchen die abſendende Verwaltung zu beziehen haben würde, im Fall die Sendung 
unfrankirt abgeſandt worden wäre. 

Sind von dem Abſender zu viel Marken verwendet, ſo kann eine Erſtattung 
des Mehrbetrages nicht beanſprucht werden. Der Ueberſchuß über den tarifmäßigen 
Portobetrag verbleibt der abſendenden Poſtverwaltung. 

Art. 


Portotheilung. 


Einzeltranſit. 


8 


Artikel 12. 


Die Theilung des Portos und der ſonſtigen Gebühren ſoll in folgender 
Weiſe ſtattfinden: 


1) Das Porto für Briefe wird in dem Verhältniſſe von drei Fünfteln für 
die Deutſchen Poſtverwaltungen und von zwei Fünfteln für die Schweize⸗ 
riſche Poſtverwaltung getheilt. 


Für Druckſachen und Waarenproben bezieht die Schweizeriſche Poſtver⸗ 
waltung in jeder Richtung 23 Rappen für den einfachen Gewichtsſatz, 
wogegen den Deutſchen Poſtverwaltungen der übrige Theil verbleibt. 


Als Ausnahmen von den vorangehenden Feſtſetzungen fol das Porto aus 
dem Verkehr des Grenzrayons jedesmal von derjenigen Poſtverwaltung un⸗ 
getheilt bezogen werden, welche die Erhebung bewirkt. 


4) Die Rekommandationsgebühr, fowie die Gebühr für den etwaigen Rück⸗ 
ſchein verbleibt ungetheilt der Poſtverwaltung des Aufgabegebiets. 


Die Gebühr für Poſtanweiſungen wird zwiſchen der Poſtverwaltung des 
Aufgabegebiets und der Poſtverwaltung des Beſtimmungsgebiets halbſcheid⸗ 
lich getheilt. 


wm 


3 


5 
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Artikel 13. 


Die ſpeziellen Bedingungen, welche, in Gemäßheit der zur Zeit beſtehenden 
oder in der Folge abzuſchließenden Poſtverträge mit dritten Ländern, auf die im 
Einzeltranſit über Deutſche oder Schweizeriſche Gebietsſtrecken zu befördernde Kor⸗ 
reſpondenz aus oder nach dritten Ländern Anwendung zu finden haben, werden 
von den Poſtverwaltungen der Hohen vertragſchließenden Theile, ſoweit fie dabei 
becheiligt find, im gegenſeitigen Einverſtändniſſe feſtgeſtellt werden. 

Dabei fol der Grundſatz maaßgebend fein, daß die betreffenden Poſtverwal⸗ 
tungen einander für die Beförderung der gedachten Briefpoſtſendungen auf Deutſchen 
beziehungsweiſe Schweizeriſchen Gebietsſtrecken dieſelben Portobeträge zu vergüten 
oder in Anrechnung zu bringen haben, welche ihnen nach Maaßgabe des Artikels 12. 
für die internationale Korreſpondenz zuſtehen. 

Außer dieſen Portobeträgen iſt an die tranſitleiſtende Verwaltung das nach 
den Verträgen derſelben mit den Poſtverwaltungen der betreffenden dritten Länder 
ſich ergebende fremde Porto zu vergüten. 

Bei denjenigen Korreſpondenzen, für welche, in Gemäßheit von Vereinba⸗ 
rungen mit dritten Verwaltungen, die Erhebung des geſammten Portos nach der 
im Artikel 5. erwähnten zweiſtufigen Gewichtsprogreſſion erfolgen ſollte, wird [ege 
tere auch auf den vorerwähnten ſtückweiſen Tranſit Anwendung finden; andernfalls 
a ih Vergütung beziehungsweiſe Anrechnung nach der Progreſſion von Loth 
zu Lot). 


Art. 
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Artikel 14. 


Der Schweizeriſchen Poſtverwaltung wird das Recht eingeräumt, mit folgenden 
fremden Staaten geſchloſſene Briefpackete hin- und herwärts im Tranſit durch die 
Deutſchen Poſtbezirke zu unterhalten: 


a) mit Belgien, mit Großbritannien und Irland und mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika gegen eine Vergütung von 20 Rappen für je 
30 Grammen netto Briefe und von Einem Franken für jedes Kilogramm 
netto Druckſachen und Waarenproben, 


b) mit den Niederlanden gegen eine Vergütung von 25 Rappen für je 
30 Grammen netto Briefe und von Einem Franken für jedes Kilogramm 
netto Druckſachen und Waarenproben. 


3 Die Schweizeriſche Poſtverwaltung geſtattet dagegen der Poſtverwaltung 

des Norddeutſchen Bundes und den Poſtverwaltungen von Bayern, Württemberg 
und Baden den Tranſit geſchloſſener Briefpackete nach und aus dem Königreich 
Italien und dem Kirchenſtaat über Schweizeriſches Gebiet gegen eine Vergütung 
von 10 Rappen für je 30 Grammen netto Briefe und von 50 Rappen für jedes 
Kilogramm netto Druckſachen und Waarenproben. 

Portofreie Korreſpondenz, unbeſtellbare und nachgeſandte Briefpoſtſendungen, 
ſowie Poſtanweiſungen unterliegen einem Tranſitporto nicht. 

Bei denjenigen Korreſpondenzen, für welche, in Gemäßheit von Verein. 
barungen mit dritten Poſtverwaltungen, die Erhebung des geſammten Portos nach 
der im Artikel 5. erwähnten Gewichtsprogreſſion ſtattfinden jollte, wird auch das 
Tranſitporto nur nach Maaßgabe dieſer Gewichtsprogreſſion entrichtet werden. Die 
Vergütung deſſelben wird in dieſem Falle nach Briefgewichts Einheiten, unter An⸗ 
wendung des Satzes von einem Viertel der vorſtehend feſtgeſetzten Tranſitporto⸗ 
Beträge für jede Gewichtseinheit, ſtattfinden. 


Artikel 15. 


Die Poſtanſtalten der Hohen vertragſchließenden Theile beſorgen wechſelſeitig 
die Annahme der Abonnements und die Ausführung der Beſtellungen auf Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften, ſowie deren Verſendung und Abgabe an die Abonnenten. 

Die Poſtverwaltungen werden ſich gegenſeitig die Zeitungen u. ſ. w. zu den 
von ihnen ſelbſt entrichteten Einkaufspreiſen, unter Zuſchlag der für abonnirte 
Zeitungen im internen Verkehr Anwendung findenden Gebühren, liefern. 

Eine unentgeltliche Vertheilung von Probenummern findet nicht ſtatt. 

Durch die Feſtſetzungen des gegenwärtigen Artikels, ſowie des Artikels 6. wird 
in keiner Weiſe das Recht der Hohen kontrahirenden Theile beſchränkt, auf ihren 
Gebieten die Beförderung und die Beſtellung ſolcher Zeitungen und ſonſtiger Druck 
ſchriften zu verſagen, deren Vertrieb nach den in dem betreffenden Gebiete beſtehenden 
Geſetzen und Vorſchriften über die Erzeugniſſe der Preſſe als ſtatthaft nicht zu 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 70 er; 


Geſchloſſene 


Tranſite. 


Zeitungs- 
verkehr. 


| 
| 
| 


Fahrpoſt. 


ſendungen. 


Zoll ⸗ 
verhaͤltniſſe. 


Porto» 
berechnung. 
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erachten iſt, ſowie überhaupt die Lieferung oder den Abſatz von Zeitungen im oft 
Debitswege zu beanſtanden. 


۱ Artikel 16. 
Zur Fahrpoſt gehören: 
die gewöhnlichen Packete, 
die Packete mit deklarirtem Werth, 
die Briefe mit deklarirtem Werth, und 
die Sendungen mit Poſtvorſchuß. 


Artikel 17. 


Den Fahrpoſtſendungen mit zollpflichtigem Inhalte müſſen die zur Erfüllung 
der Zollformalitäten an der Grenze benöthigten Deklarationen beigegeben ſein. 

Die beiderſeitigen Poſtverwaltungen übernehmen keine Verantwortlichkeit für 
die Richtigkeit der Deklarationen. 

Wenn ein Abſender Gegenſtände unter einer mangelhaften oder unrichtigen 
Deklaration zur Beförderung übergeben ſollte, ſo treffen ihn die daraus entſtehenden 
Folgen und die durch die Geſetze beſtimmten Strafen. 


Artikel 18. 


Die Fahrpoſtſendungen zwiſchen den Deutſchen Poſtgebieten und der Schweiz 
können, nach der Wahl des Abſenders, entweder unfrankirt oder bis zum Beſtim⸗ 
mungsort frankirt abgeſchickt werden. Eine theilweiſe Frankatur iſt unſtatthaft. 


Das Porto wird beiderſeits bis zu und von den Taxgrenzpunkten 


a) Baſel, Waldshut, Schaffhauſen oder Konſtanz für die über dieſe Orte oder 
einem derſelben nächſt gelegenen andern Ort an der Badiſch⸗Schweizeriſchen 
Landesgrenze, und 


b) Mitte der geraden Linie Konſtanz⸗Lindau für die über Lindau oder Frie⸗ 
drichshafen 


ausgewechſelten Sendungen, und zwar für jedes Gebiet nach dem im Innern deſſelben 
zur Anwendung kommenden Tarife oder einem dieſem im Durchſchnitte entſprechenden 
Tarife berechnet. 

Bezüglich des Norddeutſch⸗Schweizeriſchen Fahrpoſtverkehrs bleibt es der Ber’ 
ſtändigung der beiden Poſtverwaltungen vorbehalten, einen einzigen mittleren Tax⸗ 
grenzpunkt feſtzuſetzen. 

Der im internationalen Verkehre gültige Tarif iſt auch der Portoberechnung 
für die tranſitirenden Fahrpoſtſendungen zu Grunde zu legen. Hinſichtlich der 
Frachtſätze für die weiter gelegenen Beförderungsſtrecken gelten die mit den betref⸗ 
fenden fremden Staaten oder Transportanſtalten beſtehenden Verträge und Ueber⸗ 
einkommen. 8 

Die 
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Die Boftverwaltungen werden die Fahrpoſttarife ſich gegenſeitig mittheilen 
und genau auf die Landeswährung reduziren. 

In Betreff der Portotaxe und des Portobezuges für die zwiſchen den Poſt⸗ 
anftalten der Grenzorte gewechſelten Fahrpoſtſendungen werden die betheiligten Poſt⸗ 
verwaltungen ſich unter thunlichſter Berückſichtigung der beſtehenden Verhältniſſe 
verſtändigen. 


Artikel 19. 


Die den Fahrpoſtſendungen reglementsmäßig beizugebenden Begleitadreſſen Begleitadreſ⸗ 
(Begleitbriefe) können offen oder verſchloſſen fein. Ein beſonderes Porto ſoll für ſen. 
diefelben nicht in Anſatz kommen, auch wenn das Gewicht von 1 Loth beziehungs- 
weiſe 15 Grammen ausnahmsweiſe überfchritten wird. 


Artikel 20. 


Auf Fahrpoſtſendungen und Briefe können Poſtvorſchüſſe bis zur Höhe von poſrvorſchüſſe. 
50 Thalern oder 873 Gulden Süddeutſcher Währung, wenn die Aufgabe in einem 
der Deutſchen Poſtgebiete, und bis zur Höhe von 200 Franken, wenn die Aufgabe 
in der Schweiz erfolgt, geleiſtet werden. Für Transportauslagen und Speſen, 
welche auf Sendungen haften, ſind Vorſchüſſe auch in einem höheren Betrage zu⸗ 
läſſig. 

Die Auszahlung des Poſtvorſchußbetrages kann von dem Abſender nicht eher 
verlangt werden, als bis von der Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts die Anzeige 
eingegangen iſt, daß der Adreſſat die Sendung eingelöft hat. 

Sendungen mit Poſtvorſchuß unterliegen dem Jahrpoſtporto. Für den Bore 
ſchuß wird außerdem eine Gebühr nach den von der Poſtverwaltung des Aufgabe ⸗ 
orts zu beſtimmenden Sätzen erhoben. Dieſe Gebühr bezieht diejenige Poſtverwal⸗ 
tung, deren Poſtanſtalt den Vorſchuß leiſtet. Es bleibt dem Ermeſſen der Poft- 
verwaltung des Aufgabegebiets anheimgeſtellt, die Vorausbezahlung des Portos und 
der Gebühr für Poſtvorſchußſendungen von dem Abſender zu verlangen. 

Wird eine Vorſchußſendung nicht innerhalb 14 Tage nach der Ankunft am 
Beſtimmungsorte eingelöſt, ſo muß die Sendung nach Ablauf dieſer Friſt unver⸗ 
zögert an die Poſtanſtalt des Aufgabeorts zurückgeſandt werden. 

Dieſes gilt auch von Vorſchußſendungen mit dem Vermerk: poste restante. 


Artikel 21. 


Fahrpoſtſendungen, bezüglich deren der Abſender durch Vermerk auf der Beſtelung | 
Adreſſe das Verlangen ausgedrückt hat, daß die Beſtellung durch einen Expreſſen vor Sabrpofte | 
erfolgen fol, find ſogleich nach der Ankunft dem Adreffaten nach Maaßgabe مه‎ 
von den Poſtverwaltungen näher zu vereinbarenden ſpeziellen Bedingungen durch 5 
einen beſondern Boten zuzuſtellen. 


Artikel 22. 
Dem Abſender wird von der Poſt für den Verluſt und die Beſchädigung der Gerwätlei 
70* 


zur تس‎ der 


— 492 — 


zur Poſtbeförderung reglementsmäßig eingelieferten Fahrpoſtgegenſtände, mit Aus- 
nahme der Briefe mit Poſtvorſchüſſen ohne Werthsdeklaration, Erſatz geleiſtet. 

Für einen durch verzögerte Beförderung oder Beſtellung dieſer Gegenſtände 
entſtandenen Schaden wird nur dann Erſatz geleiſtet, wenn die Sache durch ver- 
zögerte Beförderung oder Beſtellung verdorben iſt, oder ihren Werth bleibend ganz 
oder theilweiſe verloren hat. Auf eine Veränderung des Kurſes oder marktgängigen 
Preiſes wird jedoch hierbei keine Rückſicht genommen. 

Die Verbindlichkeit zur Erſatzleiſtung bleibt ausgeſchloſſen, wenn der Verluſt, 
die Beſchädigung oder die verzögerte Beförderung oder Beſtellung 


a) durch die eigene Fahrläſſigkeit des Abſenders, oder 
b) durch Krieg, oder 


e) durch die unabwendbaren Folgen eines Naturereigniſſes, oder durch die 
natürliche Beſchaffenheit des Gegenſtandes herbeigeführt worden ift, oder 


d) auf einer, außerhalb der Poſtgebiete der Hohen vertragſchließenden Theile 
belegenen Transportanſtalt ſich ereignet hat, für welche eine der betheilig⸗ 
ten Poſtverwaltungen nicht durch Konvention die Erſatzleiſtung ausdrücklich 
übernommen hat; iſt jedoch in dieſem Falle die Einlieferung innerhalb 
eines Poſtgebiets der Hohen vertragſchließenden Theile erfolgt, und will 
der Abſender feine Anſprüche gegen die auswärtige Transportanſtalt gel- 
tend machen, ſo hat die Poſtverwaltung, von welcher die Sendung unmit⸗ 
telbar dem Auslande zugeführt worden iſt, ihm Beiſtand zu leiſten. 


Wenn der Verſchluß und die Emballage der zur Poſt gegebenen Gegenſtände 
bei der Aushändigung an den Empfänger äußerlich unverletzt und zugleich das 
Gewicht mit dem bei der Einlieferung ausgemittelten übereinſtimmend befunden 
wird, fo hat die Poſt nicht die Verpflichtung, das bei der Eröffnung an dem ane 
gegebenen Inhalte Fehlende zu vertreten. Die ohne Erinnerung geſchehene Annahme 
einer Sendung begründet die Vermuthung, daß bei der Aushändigung Verſchluß 
und Emballage unverletzt und das Gewicht mit dem bei der Einlieferung ausgemit⸗ 
telten übereinſtimmend geweſen iſt. 


ſt eine Werthsdeklaration geſchehen, ſo wird dieſelbe bei der Feſtſtellung 
des Betrages des von der Poſt zu leiſtenden Schadenerſatzes zum Grunde gelegt. 
Wird jedoch von der Poſt nachgewieſen, daß der deklarirte Werth den gemeinen 
Werth der Sache überſteigt, ſo iſt nur dieſer zu erſetzen. 

Iſt bei Packeten die Deklaration des Werthes unterblieben, ſo wird im 
Falle eines Verluſtes oder einer Beſchädigung der wirklich erlittene Schaden, je⸗ 
doch niemals mehr als Ein Thaler oder Ein Gulden 45 Kreuzer Süddeutſcher 

ährung, beziehungsweiſe 3 Franken 75 Rappen für jedes Pfund der ganzen 
Sendung vergütet. Sendungen, welche weniger als ein Pfund wiegen, werden den 
Sendungen zum Gewicht von einem Pfunde gleichgeſtellt und überſchießende Pfund. 
theile für ein Pfund gerechnet. 

Weitere, als die vorſtehend beſtimmten Entſchädigungen werden von der Poſt 
nicht geleiftet; insbeſondere findet gegen dieſelbe ein Anſpruch wegen eines durch 
den Verluſt oder die Beſchädigung einer Sendung entſtandenen mittelbaren Schadens 
oder entgangenen Gewinnes nicht ſtatt. 


Dem 
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Dem Abſender gegenüber liegt die Erfagpflicht derjenigen Poſtverwaltung ob, 
welcher die Poſtanſtalt der Aufgabe angehört. 

Der Anſpruch auf Entſchädigung an die Poſt erliſcht mit Ablauf von ſechs 
Monaten, vom Tage der Einlieferung der Sendung an gerechnet. Die Verjährung 
wird durch Anbringung der Reklamation bei derjenigen Poſtverwaltung unterbrochen, 
welcher die Poſtanſtalt der Aufgabe angehört. Ergeht hierauf eine abſchlägige Be’ 
ſcheidung, ſo beginnt vom Empfange derſelben eine neue Verjährungsfriſt von ſechs 
Monaten, welche durch eine Reklamation gegen jenen Beſcheid nicht unterbrochen wird. 

Der Erſatzanſpruch kann auch von dem Adreſſaten in denjenigen Fällen erhoben 
werden, in welchen der Abſender nicht zu ermitteln iſt, oder die Verfolgung ſeines 
Anſpruchs dem Adreſſaten zuweiſt. 

Der den Erſatz leiſtenden Verwaltung bleibt es überlaſſen, eintretenden Falls 
den Regreß an diejenige Verwaltung zu nehmen, in deren Gebiet der Verluſt oder 
die Beſchädigung entſtanden iſt. 

Es gilt hierfür bis zur Führung des Gegenbeweiſes diejenige Poſtverwaltung , 
welche die Sendung von der vorhergehenden Verwaltung unbeanſtandet übernommen 
hat, und weder die Ablieferung an den Adreſſaten, noch auch in den betreffenden 
Fällen die unbeanſtandete Ueberlieferung an die nachfolgende Poſtverwaltung nach⸗ 
zuweiſen vermag. 

Auf diejenigen Poſtſendungen, welche durch die Schweizeriſche Poſtverwaltung 
auf den von derſelben außerhalb ihres Gebiets unterhaltenen Poſtkurſen befördert 
werden, ſollen bezüglich der Garantieverhältniſſe für die exterritoriale Beförderungs⸗ 
ſtrecke dieſelben Beſtimmungen in Anwendung kommen, welche für die auf dieſen 
Strecken beförderten Sendungen aus und nach der Schweiz ſelbſt maaßgebend ſind. 


Artikel 23. 


Die Portofreiheit auf den beiderſeitigen Poſtgebieten genießt die Korreſpondenz Portofreiheit. 
in reinen Staats⸗Dienſtangelegenheiten, welche zwiſchen den Staatsbehörden der Hohen 
vertragſchließenden Theile gewechſelt wird, wenn fie äußerlich fo bezeichnet ift, wie 
es im Aufgabegebiet für die Berechtigung zur Portofreiheit vorgeſchrieben. Die 
offiziellen Korreſpondenzen im Verkehr mit dritten Ländern werden auch bei der 
Einzel⸗Auslieferung von Tranſitporto freigelaſſen. 

Bei der Fahrpoſt beſchränkt ſich die Portofreiheit, unter der Vorausſetzung 
vorſchriftsmäßiger äußerer Bezeichnung, auf Schriften⸗ und Aktenpackete in reinen 
Staats⸗Dienſtangelegenheiten zwiſchen den beiderſeitigen Staatsbehörden, ſowie auf 
alle Geld- und ſonſtigen Fahrpoſtſendungen, welche zwiſchen den Poſtbehörden und 
Poſtanſtalten der vertragſchließenden Theile unter einander im dienſtlichen Verkehre 


vorkommen. 
Artikel 24. 


Die im gegenwärtigen Vertrage getroffenen Feſtſetzungen, welche den oft Anwendbarkeit 
verkehr des Norddeutſchen Bundes angehen, ſollen in gleicher Weiſe auch für die — bie ut 
Poſtanſtalten in denjenigen Theilen des Großherzogthums Heſſen gültig fein, welche zum Norddeu⸗ 
dem Norddeutſchen Bunde nicht angehören. Keinen 454. 

Die auf die Briefpoſt bezüglichen Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages des Örofheriogr 
finden auch im Verkehr zwiſchen der Schweiz und dem Großherzogthum Luxemburg an 5 — 
Anwendung. وه‎ 


Art. Yun Sem 
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Artikel 25. 


General · Ab Ueber die gegenſeitigen Forderungen aus dem Poſtverkehre ſoll zwiſchen der 
rechnung. Schweiz und jeder der an gegenwärtigem Vertrage Theil nehmenden Deutſchen 
Poſtverwaltungen geſonderte Generalabrechnung vierteljährlich gepflogen werden. 
Der Abſchluß der Generalabrechnung hat durch diejenige Verwaltung, für 
welche ſich eine Forderung herausſtellt, zu erfolgen und auf deren Währung zu lauten. 
Die hiernach nöthig werdenden Reduktionen der verſchiedenen Währungen erfolgen 
beiderſeits nach dem feſten Verhältniſſe von einem Franken gleich acht Silbergroſchen 
oder acht und zwanzig Kreuzern. f 
In welcher Weiſe der Saldo bezahlt werden fol, bleibt der beſonderen Bere 
einbarung zwiſchen den betheiligten Verwaltungen vorbehalten. 
Die durch die Leiſtung der Zahlung entſtehenden Koſten werden ſtets von dem 
zahlungspflichtigen Theile getragen. 


Artikel 26. 


Ausführungs- Die beiderſeitigen Poſtverwaltungen werden in dem von ihnen zur Sicherſtellung 
Reglement, der übereinſtimmenden Ausführung dieſes Vertrages zu vereinbarenden Reglement, oder 
in den von Zeit zu Zeit nach Maaßgabe des wechſelnden Bedürfniſſes von ihnen zu 
verabredenden Nachträgen zu demſelben, namentlich über folgende Verhältniſſe ſpezielle 
Beſtimmungen treffen: 
1) die Kartenſchluß verbindungen, 
2) die Benutzung der Poſtrouten, Spedition der Korreſpondenz und der Fahr- 
poſtſendungen, 
3) die Vergütungsſätze und ſonſtige Bedingungen für die zum Einzeltranſit über ⸗ 
lieferten Korreſpondenzen, 
4) die näheren Beſtimmungen und Verſendungs bedingungen in Betreff der rekom⸗ 
mandirten Briefe, der Druckſachen, der Waarenproben und der Poſtanweiſungen, 
5) die Lokaltaxen für den Verkehr der Grenzdiſtrikte, 
6) ion Formen des techniſchen Expeditionsdienſtes und des Poſt⸗Abrechnungs⸗ 
weſens, 
7) die Behandlung der Laufzettel, der unbeſtellbaren, der nachzuſendenden und 
der unrichtig ſpedirten Gegenſtände , 
8) die Vereinbarungen wegen der expreſſen Beſtellung von Poſtſendungen. 


Artikel 27. 


Schluß ⸗ Der gegenwärtige Vertrag tritt am 1. September 1868. in Wirkſamkeit. 
bestimmungen. Derſelbe iſt von Jahr zu Jahr kündbar. Die Kündigung, fei es Deutſcher oder 
Schweizeriſcher Seits, iſt für die an dem Vertrage theilnehmenden Poſtverwaltungen 
des Norddeutſchen Bundes und von Bayern, Württemberg und Baden eine gemein, 
ſame; ſie kann nur zum erſten September jeden Jahres erfolgen, dergeſtalt, daß der 

Vertrag noch bis ult. Auguſt des nächſtfolgenden Jahres in Kraft bleibt. ۴ 
: Mit 
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Mit dem Tage des Vollzuges des gegenwärtigen Vertrages tritt die Lindauer 
Uebereinkunft vom 23. April 1852. außer Wirkſamkeit. Die auf der genannten 
Uebereinkunft beruhenden ſpeziellen Verabredungen zwiſchen der Schweiz einerſeits, 
und Bayern, Württemberg und Baden andererſeits ſollen thunlichſt bald einer Re⸗ 
vifion unterzogen werden, bleiben aber bis dahin, ſoweit fie nicht durch den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag abgeändert ſind, einſtweilen noch in Kraft. 

Gegenwärtiger Vertrag fol ratifizirt und der Austauſch der Ratifikations⸗ 
Urkunden fo zeitig bewirkt werden, daß der vorſtehend in Ausſicht genommene Voll. 
zugstermin eingehalten werden kann. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten den gegenwärtigen Vertrag 
unterſchrieben und beſiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, am Eilften April Eintauſend achthundert und acht, 
und ſechszig. 


Für den Norddeutſchen Bund: Für die Schweiz: 
Richard v. Philipsborn. Dr. Joachim Heer. 
L. S.) (L. S.) 
Heinrich Stephan. 
(L. S.) 


Für Bayern: 
Joſeph Baumann. 
(. S.) 
Für Württemberg: 
Carl v. Spitzemberg. 
(1:83 
Au guſt Hofacker. 
8 
Für Baden: : 
Friedrich Heß. 
(L. S.) 


Die Ratifikations-Urkunden des vorſtehenden Vertrages find zu Bern aus. 
gewechſelt worden. 


ͤ— — (?— 


Redigirt im Buͤreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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